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Nach dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) werden der
Rentenversicherung die Rentenanteile erstattet, die auf der Überführung der in den
Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der DDR erworbenen Ansprüche und
Anwartschaften in die Rentenversicherung beruhen. Zu den erstattungsfähigen
Aufwendungen gehören neben den Rentenleistungen selbst auch Leistungen zur
Teilhabe sowie Verwaltungskosten, die durch das AAÜG begründet sind.

Bei den gegenwärtigen Abrechnungsverfahren bestanden in den vergangenen
Jahren erhebliche Probleme, die auf die Durchführung des AAÜG entfallenden
Aufwendungen zu bestimmen und abzugrenzen.

Die Neuregelung beinhaltet zum einen die sachgerechte Anpassung der
ursprünglichen Regelungen zur Finanzierungsverantwortung für Reha-Leistungen
an Versicherte der früheren Zusatz-und Sonderversorgungssysteme der DDR sowie
eine erhebliche Verwaltungsvereinfachung des bisherigen Abrechnungs- und
Erstattungsverfahrens. Die Neuregelung sieht eine pauschale Festlegung der
Erstattungsbeträge vor. Im Hinblick auf die rückläufige Entwicklung der Anzahl der
Versicherten mit Anwartschaften nach dem AAÜG ist eine moderate jährliche
Abschmelzung bis zum Jahr 2035 vorgesehen. Bis dahin werden sich alle heutigen
Versicherten mit Anwartschaften nach dem AAÜG im Rentenbezug befinden und
die verwaltungsmäßige Umsetzung des AAÜG für die Deutsche Rentenver-
sicherung abgeschlossen sein.

Zudem werden Regelungen mit Wirkung für die Zukunft rechtsbereinigend
aufgehoben, die keine praktische Wirkung mehr entfalten, sowie redaktionelle
Anpassungen vorgenommen.

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik und der
Finanzausschuss empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80
Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.




